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Antrag 

der Abgeordneten Maria Eichhorn, Dr. Maria Böhmer, Monika Brudiewsky, 
Wolfgang Dehnel, Renate Diemers, Anke Eymer, Ilse Falk, Dr. Heiner Geißler, 
Hubert Hüppe, Helmut Jawurek, Eva-Maria Kors, Annegret Kramp-Karrenbauer, 
Walter Link (Diepholz), Erika Reinhardt, Kiaus Riegert, Ortrun Schätzle, Johannes 
Singhammer, Kersten Wetzel und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Sabine Leutheusser-Schnarrenberger und der Fraktion der F.D.P. 


Jugendmedienschutz nationai und internationai sichern 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die modernen Kommunikations- und Informationstechniken, 
insbesondere die Online-Dienste und das Internet, verändern 
tiefgreifend unser soziales, wirtschaftliches und kulturelles Le- 
ben. Die neuen Medien sind heute vielfach fester Bestandteil 
des Lebens in Wirtschaft, Wissenschaft, Schule sowie in den 
privaten Haushalten. Viele Kinder und Jugendliche stehen den 
Techniken der Medienwelt bereits aufgeschlossen gegenüber. 
Sie wissen, daß der Umgang mit den neuen Technologien eine 
Schlüsselqualifikation für ihre Zukunft ist, ihnen eine gren- 
zenlose Kommunikation bietet und neue Formen der Wissens- 
vermittlung ermöglicht. 

Die neuen Medien eröffnen jungen Menschen viele Chancen, 
sie bergen aber auch Gefahren. Diese ergeben sich vor allem 
aus der Verbreitung strafrechtlich relevanter, d. h. gewaltver- 
herrlichender, pornographischer oder rassistischer Darstellun- 
gen sowie sonstiger jugendgefährdender Inhalte im Internet. 

Risiken für Kinder und Jugendliche können auch im Bereich 
der klassischen Medien nicht ausgeschlossen werden. Zu- 
schauer werden zunehmend mit Gewalt und Brutalität im Leit- 
medium Fernsehen konfrontiert. Private Anbieter verzichten 
nach wie vor nicht generell auf die Ausstrahlung indizierter Fil- 
me. Perversitäten, die die allgemein anerkannten sittlichen und 
moralischen Grenzen weit überschreiten, werden zum Thema 
von Talk-Shows am Nachmittag gemacht. Neue Herausforde- 
rungen ergeben sich nicht zuletzt durch die Angebotsvielfalt 
im digitalen Fernsehen. 
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Da die Medien unverzichtbarer Teil unserer Informationsge- 
sellschaft sind, ist es gesellschaftspolitisch notwendig, einer- 
seits die Vorteile, die die Technologien bieten, zum Wohl der 
Allgemeinheit und des einzelnen zu nutzen, andererseits aber 
auch den damit einhergehenden Risiken wirksam zu begeg- 
nen und den Mißbrauch zu bekämpfen. 

2. Die Zuständigkeit für die Gesetzgebung im Bereich des Rund- 
funks liegt vorrangig bei den Bundesländern; auch für die neu- 
en Medien haben die Länder Regelungskompetenzen. Im 
Rundfunkstaatsvertrag und im Mediendienste-Staatsvertrag 
sind die wichtigsten Maßstäbe für einen wirksamen Jugend- 
medienschutz festgelegt. 

Der Bund hat gesetzliche Schutznormen mit den Vorschriften 
im Strafgesetzbuch, im Gesetz zum Schutz der Jugend in der 
Öffentlichkeit sowie im Gesetz über die Verbreitung jugend- 
gefährdender Schriften geschaffen. Durch das Informations- 
und Kommunikationsdienste-Gesetz, das zum 1. August 1997 
in Kraft getreten ist, sind sehr wichtige Schutzregelungen für 
die neuen Medien hinzugekommen. Diese beziehen sich 

- auf die Erweiterung des im Strafgesetzbuch und im Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften ver- 
wendeten Schriftenbegriffs um Darstellungen auf Daten- 
speichern, 

- auf die Berücksichtigung technischer und sonstiger Vor- 
kehrungen im Zusammenhang mit der Verbreitung von 
durch die Bundesprüfstelle indizierten Angeboten 

sowie 

- auf die Pflicht der Diensteanbieter, Jugendschutzbeauf- 
tragte zu bestellen oder sich einer freiwilligen Selbstkon- 
trollorganisation anzuschließen. 

Flankierend haben im Juli 1997 führende deutsche Dien- 
steanbieter die Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia (FSM) 
gegründet. Der Verhaltenskodex der FSM sieht vor, daß die 
Diensteanbieter durch geeignete Maßnahmen illegale und 
schädigende, insbesondere jugendgefährdende Angebote un- 
terbinden. Darüber hinaus wurden in den Flaushalt der Bun- 
desprüfstelle für jugendgefährdende Schriften für das Jahr 
1998 zusätzliche Mittel zur Verbesserung der informations- 
technischen Ausstattung eingestellt, damit die Bundesprüf- 
stelle, die bereits zahlreiche Internet-Angebote indiziert hat, 
gerade auch in dem neuen Aufgabenbereich schneller reagie- 
ren kann. Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie hat das Projekt „ Schulen ans Netz " 
initiiert, um Schulen die Arbeit mit den neuen Technologien zu 
ermöglichen. Des weiteren enthält das Arbeitsprogramm der 
Bundesregierung gegen Kindesmißbrauch, Kinderpornogra- 
phie und Sextourismus in einem eigenen Kapitel eine 
Auflistung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Kinderpor- 
nographie und Kinderhandel in Informations- und Kommuni- 
kationsdiensten. 
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Aufgrund der Angebotsvielfalt, der rasanten technologischen 
Weiterentwicklungen und der damit ebenfalls einhergehenden 
Mißbrauchsmöglichkeiten ist es erforderlich, die geltenden 
Schutzvorschriften und Maßnahmen immer wieder auf ihre 
Eignung und Wirksamkeit hin zu überprüfen und neuen Ge- 
gebenheiten anzupassen. Der Evaluierungsauftrag an die Bun- 
desregierung (Drucksache 13/7935) im Zusammenhang mit der 
Verabschiedung des Informations- und Kommunikationsdien- 
ste-Gesetzes unterstreicht diese Notwendigkeit. 

3. Wegen des grenzüberschreitenden Charakters, vor allem der 
neuen Medien, können nationale Vorschriften allein den 
Schutz vor illegalen und schädigenden Informationsinhalten 
nicht garantieren. Sie müssen vielmehr durch internationale 
Vereinbarungen ergänzt werden. Dies gilt für den Bereich des 
Jugendschutzes vor allem im Hinblick auf die Entwicklung und 
Verbreitung von Filter- und Bewertungssystemen. Die EU, der 
Europarat, die OECD und die VN haben insbesondere auf Ini- 
tiative der Bundesregierung bereits umfangreiche Aktivitäten 
eingeleitet mit dem Ziel, die nationalen Regelungen durch in- 
ternationale Maßnahmen zu stützen. 

4. Neben den staatlichen Kontrollinstanzen kommt den Institu- 
tionen der Freiwilligen Selbstkontrolle ein wichtiger Stellen- 
wert zu. Die Stärkung des Jugendschutzes auf der Basis der 
Selbstverantwortung der Unternehmen bzw. der öffentlichen 
und privaten Rundfunkanstalten ist im Hinblick auf die schnel- 
le Entwicklung der Technologien und die Informationsflut not- 
wendig. 

5. Gesetzlicher Jugendmedienschutz kann isoliert betrachtet im- 
mer nur begrenzt vor schädlichen Einflüssen schützen. Zu 
einem wirksamen Schutzkonzept gehören flankierende Maß- 
nahmen im präventiven Bereich. Der Vermittlung von Me- 
dienkompetenz kommt hier eine vorrangige Bedeutung zu. 
Kinder und Jugendliche brauchen frühzeitig Orientierungshil- 
fe und müssen lernen, verantwortungsvoll mit den Medien um- 
zugehen. Es liegt hier zunächst und vor allem in der Erzie- 
hungsverantwortung der Eltern, ihren Kindern Wertmaßstäbe 
im Umgang mit den Medien zu vermitteln, d. h. Vertrauen auf- 
zubauen, aber gleichzeitig auch Risiken zu verdeutlichen und 
Grenzen der Nutzung festzulegen. Neben der pädagogischen 
Arbeit im Kindergarten muß insbesondere an den Schulen der 
Vermittlung von Medienkompetenz ein höherer Stellenwert 
beigemessen werden. Nicht zuletzt sind die Medien selbst ge- 
fragt. Sie können durch eigene pädagogisch ausgerichtete Pro- 
grammangebote viele junge Menschen erreichen und ent- 
sprechend sensibilisieren. 

Erfahrungen zeigen, daß Erwachsene in bezug auf den 
Umgang mit den neuen Informations- und Kommunikations- 
technologien oft selbst überfordert sind und insofern ihrer Er- 
ziehungsaufgabe nicht gerecht werden können. Durch Me- 
dienpädagogik und gezielte Aufklärungsarbeit müssen hier 
verstärkt Hilfestellungen angeboten werden. Um die Medien- 
kompetenz in unserer Gesellschaft zu stärken, besteht in Er- 
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gänzung zu den bisher umgesetzten Maßnahmen weiterge- 
hender Handlungsbedarf insbesondere auf Länderebene. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . auf nationaler Ebene 

- den Evaluierungsauftrag zum Informations- und Kommu- 
nikationsdienste-Gesetz (Drucksache 13/7935) für eine 
umfassende Bestandsaufnahme der Regelungen des Ju- 
gendschutzes im Bereich der neuen Dienste zu nutzen und 
der Bewertung der Arbeit der Jugendschutzbeauftragten 
und der freiwilligen Selbstkontrolleinrichtungen eine be- 
sondere Bedeutung beizumessen, 

- in Orientierung an den Schutzvorschriften über Videokas- 
setten den Regelungsbereich des Gesetzes zum Schutz der 
Jugend in der Öffentlichkeit auf die CD-ROM zu erweitern, 

- die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften so- 
wohl technisch als auch personell so auszustatten, daß sie 
konsequent und umfassend auf neue Herausforderungen 
im Bereich der neuen Dienste reagieren kann, 

- zur Sensibilisierung im Umgang mit den Medien und ins- 
besondere zur Förderung der sicheren Nutzung des Inter- 
net und zur Stärkung der Medienkompetenz die Auf- 
klärungsarbeit für Eltern, Kinder und Lehrkräfte gezielt 
fortzusetzen, 

- die Öffentlichkeitsarbeit gegen Gewaltdarstellungen in 
den Medien und ihre Verbreitung in den neuen Medien zu 
verstärken, 

- eine bundesweit einheitliche ständige Hotline für eine un- 
mittelbare Inanspruchnahme durch Nutzer im Falle einer 
internetgestützten Jugendgefährdung einzuführen, 

- die Freiwilligen Selbstkontrollorganisationen der Dien- 
steanbieter zu unterstützen, Bewertungssysteme zu ent- 
wickeln, die es den Nutzern des Internets ermöglichen, zwi- 
schen der Übermittlung erwünschter und unerwünschter 
Informationen zu unterscheiden, 

- die Informations- und Kommunikationswirtschaft bei der 
Entwicklung von Musterstandards für den Jugendschutz 
zu unterstützen. 

2. auf internationaler Ebene 

sich angesichts des globalen Informationsaustausches ver- 
stärkt dafür einzusetzen, daß nationale Regelungen und Maß- 
nahmen zum Schutz vor rechtswidrigen und sonstigen 
jugendgefährdenden Inhalten in den Netzen durch Vereinba- 
rungen über internationale Mindeststandards und Aktions- 
programme flankiert werden, d. h. im Rahmen der Verhand- 
lungen in europäischen und internationalen Gremien (EU, 
OECD, G7/G8) insbesondere 
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- auf die Förderung der freiwilligen Selbstkontrolle der In- 
halteanbieter in möglichst vielen Staaten der Welt und de- 
ren europa- und weltweite Harmonisierung hinzuwirken, 

- sich für die Entwicklung und Verbreitung von Filter- und 
Bewertungssystemen, die auch der kulturellen und sprach- 
lichen Vielfalt der einzelnen Staaten Rechnung tragen, ein- 
zusetzen 

- sowie die von den einzelnen Staaten weltweit geschaffe- 
nen rechtlichen Rahmenbedingungen zur Vermeidung von 
illegalen und schädigenden Informationsinhalten zu beob- 
achten und auszuwerten mit dem Ziel, globale Mindest- 
standards zu entwickeln und weltweit koordinierte Schutz- 
maßnahmen zu ermöglichen. 


III. Der Deutsche Bundestag fordert die Landesregierungen auf, 

- im Zusammenhang mit der Änderung des Rundfunkstaatsver- 
trages dafür Sorge zu tragen, daß die Ausstrahlung indizierter 
Filme im Fernsehen im Rahmen der verfassungsrechtlichen 
Möglichkeiten verhindert wird, 

- im Rahmen ihrer Verantwortlichkeiten darauf hinzuwirken, 
daß Talk- Shows zu Themen, die die allgemein anerkannten 
sittlichen und moralischen Grenzen überschreiten, nicht am 
Nachmittag gesendet werden, 

- Medienkunde als eigenständiges Unterrichtsfach oder als in- 
tegralen Bestandteil im Schulunterricht zu verankern, 

- Medienpädagogik noch stärker in der außerschulischen Ju- 
gendbildung, insbesondere in Kindertageseinrichtungen, in 
der Jugendarbeit, in Einrichtungen der Familien- und Er- 
wachsenenbildung sowie in Erziehungsberatungsstellen zu 
berücksichtigen, 

- sich dafür einzusetzen, daß für Pädagogen im Bereich der Aus- 
und Fortbildung verstärkt Qualifizierungsmaßnahmen zur För- 
derung medienpädagogischer Kompetenz angeboten werden, 

Medienpädagogik verstärkt in die Lehrangebote und Prü- 
fungsordnungen der zuständigen Fachbereiche an Universitä- 
ten und Fachhochschulen aufzunehmen und die Medienfor- 
schung zu intensivieren, 

- zentrale polizeiliche Steilen als Ansprechpartner für Online- 
Dienste und Intemet-Service-Provider zu errichten, 

die für einen wirksamen Jugendschutz notwendigen perso- 
nellen und sächlichen Mittel im Bereich der Jugendbehörden, 
der Polizei- und Strafverfolgungsbehörden sicherzustelien. 


IV. Der Deutsche Bundestag appelliert 

- an die Verantwortlichen für Inhalte und Programme, sich ihrer 
Verantwortung zu steilen und die Verbreitung strafrechtlich re- 
levanter und jugendgefährdender Inhalte zu unterbinden. 


5 



Drucksache 13/10798 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- an die Eltern, ihrer Erziehungsverantwortung im Hinblick auf 
die zielgerichtete und selektive Nutzung der Medien gerecht 
zu werden und sensibel auf Gefährdungen ihrer Kinder im Be- 
reich der Medien und neuen Medien zu reagieren, 

- an die Medien, im Rahmen ihres Sendeangebotes zur Stärkung 
der Medienkompetenz von Kindern und Jugendlichen gezielt 
beizutragen, 

- an die im Bereich des Jugendschutzes tätigen Einrichtungen 
und Organisationen, in einen dauerhaften Informations- und 
Erfahrungsaustausch einzutreten mit dem Ziel, einen gemein- 
samen Jugendschutzstandard auf hohem Niveau zu gewähr- 
leisten, 

- an alle gesellschaftlich relevanten Kräfte, die gerade ange- 
sichts der Herausforderungen der Informationsgesellschaft 
notwendige Werte diskussion engagiert zu führen und voran- 
zutreiben, damit der Blick für die Inhalte der Medien und ihre 
Wirkungen auf Kinder und Jugendliche geschärft und die Ver- 
antwortung gestärkt wird. 


Bonn, den 26. Mai 1998 

Maria Eichhorn 
Dr. Maria Böhmer 
Monika Brudlewsky 
Wolfgang Dehnel 
Renate Diemers 
Anke Eymer 
Ilse Falk 

Dr. Heiner Geißler 

Hubert Hüppe 

Helmut Jawurek 

Eva-Maria Kors 

Annegret Kramp-Karrenbauer 

Walter Link (Diepholz) 

Erika Reinhardt 
Klaus Riegert 
Ortrun Schätzle 
Johannes Singhammer 
Kersten Wetzel 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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